
Öffentliche mündliche Anhörung Ausschussvorlage INA/18/80 – Teil 2 – 
Stand: 13.08.12 Ausschussvorlage ULA/18/36 
 
 
 
 
Ausschussvorlage 
 
Ausschuss: INA/ULA Sitzung am 23.08.12 
 
Stellungnahmen zu: Gesetzentwurf Drucks. 18/5107 
– Hundegesetz – 
 
 
 
 
  7. Bund gegen Missbrauch der Tiere e. V. (bmt) S. 24 
 
  8. CANIS – Zentrum für Kynologie S. 29 
 
  9. Deutscher Kinderschutzbund, Landesverband Hessen für 
 Deutscher Kinderschutzbund, Bundesverband e. V., Bundesgeschäftsstelle S. 38 
 
10. Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e. V. S. 40 
 
11. Hessischer Datenschutzbeauftragter S. 46 
 
12. Internationaler Rasse-, Jagd-, Gebrauchshundeverband e. V.,  
 Landesgruppe Hessen S. 49 
 
13. Jagdgebrauchshundeverein Mittelhessen e. V. S. 53 
 
14. Landestierschutzbeauftragte Hessen S. 58 
 
15. Hessischer Landkreistag S. 63 
 
16. Landesjagdverband Hessen e. V. für 
 Jagdkynologische Vereinigung Hessen S. 65 
 
17. Therapie-Begleit-Hund-Ausbildung (TBHA) S. 67 
 
18. Verband Hessischer Hundeschulen und Tierpensionen e. V. S. 72 
 
19. Zentralverband Zoologischer Fachbetriebe Deutschlands e. V. (ZZF) S. 75 
 

http://starweb.hessen.de/cache/DRS/18/7/05107.pdf


Stellungnahme des bmt zur Drucksache 18/5107 (Entwurf Hessisches Hundegesetz)                 Seite 1 
 

 

 

 

Stellungnahme zum Gesetzentwurf der SPD-Fraktion 

„Hessisches Gesetz über das Halten und Führen von Hunden“ 

(Hessisches Hundegesetz) (Drucksache 18/5107); Stand: 13.12.2011 

 

08.08.2012 

Vorwort 

Hunde sind die ältesten Haustiere und begleiten den Menschen bereits seit tausenden von Jahren. 

Keine andere Haustierart präsentiert sich heute in so vielfältigen Erscheinungsformen und Rassen, 

und die Zahl von über 5 Millionen allein in Deutschland gehaltenen Hunden verdeutlicht die 

ungeheure Beliebtheit dieser vierbeinigen Hausgenossen.  

Allerdings hat diese große Verbreitung in Verbindung mit immer spezielleren züchterischen Zielen 

und zum Teil großer Unkenntnis der arteigenen Bedürfnisse von Hunden in den vergangenen Jahren 

und Jahrzehnten auch vermehrt zu Problemen im Zusammenleben zwischen Mensch und Hund 

geführt. Zahlreiche gefährliche und dramatische Vorfälle mit Hunden führten schließlich dazu, dass 

behördlicher Handlungsbedarf gesehen und Gesetze erlassen wurden, um dem berechtigten 

Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung Rechnung zu tragen.  

Da es sich um landesrechtliche Bestimmungen handelt, unterscheiden sich die Gesetze zur 

Hundehaltung von Bundesland zu Bundesland zum Teil erheblich und waren bislang aus Sicht des 

Tierschutzes oft nicht geeignet, die Probleme nachhaltig und vor allem auch wissenschaftlich 

begründet zu lösen. Im Gegenteil wurde häufig pauschalierend für bestimmte Hunderassen eine 

grundsätzliche Gefährlichkeit unterstellt und deren Haltung für Hundebesitzer nahezu unmöglich 

gemacht, womit die Probleme vor allem auf Tierheime und ähnliche Einrichtungen verlagert wurden, 

ohne jedoch gleichzeitig finanzielle Hilfe oder andere Unterstützung für diese Einrichtungen 

anzubieten. Zwar sieht auch der Tierschutz dringenden Handlungsbedarf, nicht nur um Menschen vor 

Hunden, sondern auch um Hunde vor unfähigen oder unverantwortlichen Haltern zu schützen – 

allerdings sind zum Erreichen dieser Ziele andere Vorgehensweisen notwendig, die mittlerweile auch 

von wissenschaftlich anerkannten Stellen propagiert und bereits in neue rechtliche Formen gebracht 

wurden. 

Vor diesem Hintergrund begrüßt es der bmt ausdrücklich, dass die SPD-Fraktion im hessischen 

Landtag einen Gesetzentwurf für ein „Hessisches Gesetz über das Halten von Hunden“ zur Diskussion 

im Landtag eingebracht hat. Gerne nehmen wir nachfolgend erneut zu dem überarbeiteten Entwurf 

Stellung und hoffen, damit zu einer zügigen Umsetzung und einer Ablösung der derzeit geltenden 

„Gefahrenabwehr-Verordnung über das Halten und Führen von Hunden in Hessen“ beizutragen. 
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Zu § 1 

Hier ist es besonders zu begrüßen, dass der Tierschutz eindeutig als Zweck des Gesetzes Erwähnung 

findet. 

 

Zu § 2 

Die Formulierung in Abs. (2) Satz 1 impliziert, dass Hundehalter nicht bereits vor, sondern erst nach 

Aufnahme der Hundehaltung ihre theoretischen Kenntnisse der Hundehaltung nachweisen müssen – 

dies widerspricht u.E. den Ausführungen zu §2 in der Begründung zum Gesetzentwurf und erhöht 

den Verwaltungsaufwand erheblich, da im anderen Fall bereits beim Erwerb eines Hundes die 

erforderliche behördliche Bescheinigung vorzulegen wäre. Tierheime, Züchter und Händler könnten 

Interessenten ohne gültige Bescheinigung an die entsprechenden Stellen verweisen. Gleichzeitig 

sollte hier erwähnt werden, dass die Bescheinigungen einem einheitlichen, vorgegebenen Muster zu 

folgen haben. 

Wenn nach Abs. (6) Personen von der Sachkundeprüfung befreit werden können, so sollte es auch 

für diese Fälle ein vorgegebenes Bescheinigungsmuster geben. 

In Abs. (7) muss ergänzt werden: „eine Erlaubnis nach §11 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 oder 2b des 

Tierschutzgesetzes zum Halten von Hunden in einem Tierheim oder einer ähnlichen Einrichtung für die 

dort gehaltenen Hunde oder zur Ausbildung von Hunden zu Schutzzwecken für Dritte zur 

Unterhaltung einer Einrichtung hierfür besitzt“ 

 

Zu § 3 

Die verpflichtende Kennzeichnung und Registrierung aller Hunde wird von Tierschutzverbänden 

schon lange gefordert und daher vom bmt ausdrücklich begrüßt. 

 

Zu § 4 

Die Verpflichtung zum Abschluss einer Tierhalterhaftpflichtversicherung für jeden Hund älter als 6 

Monate ist in jedem Fall zu begrüßen, da hierdurch nicht nur Schäden durch Biss oder Angriff 

abgedeckt sind, sondern alle durch den Hund verursachten Schäden, etwa auch durch entlaufene 

Hunde verursachte Autounfälle o.Ä. Dies ist oft gerade Besitzern von kleinen Hunden nicht wirklich 

bewusst. 

 

Zu § 5 

Zu begrüßen ist hier der Hinweis auf die Einhaltung des Tierschutzgesetzes und der Tierschutz-

Hundeverordnung. 
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Bei den unter Abs. (4) gelisteten Angaben könnte ev. noch die Versicherungsnummer der 

Haftpflichtversicherung mit aufgenommen werden, um hier eine Einhaltung der Vorgabe nach § 4 

überprüfen zu können. 

 

Zu § 6 

Hier werden Kriterien für die Feststellung der individuellen Gefährlichkeit eines Hundes beispielhaft 

aufgezählt und Einzelfallmaßnahmen angeordnet für den Fall, dass die Fachbehörde tatsächlich die 

Gefährlichkeit des Hundes feststellt. Aus der Begründung zu § 6 geht hervor, dass eine mögliche 

Maßnahme die Unterbringung des Hundes in einem Tierheim sein kann. Hierzu müssen die 

entsprechenden Einrichtungen in Hessen auf ihre Tauglichkeit zur Unterbringung solcher Hunde 

überprüft und ggf. nachgebessert werden. Eine entsprechende Kostenübernahme durch das Land 

Hessen wird in diesen Fällen vorauszusetzen sein. Auch muss klar sein, was mit solchen Hunden 

langfristig zu geschehen hat (Vermittlung an Halter mit einer Erlaubnis nach § 7?). 

 

Zu § 7 

Der Erlaubnisvorbehalt bezieht sich ausschließlich auf das Halten und Ausbilden von Hunden zu 

Schutzzwecken. Somit werden auch nur Ausnahmegenehmigungen für das Halten solcher Hunde 

formuliert, die Schutzzwecken dienen sollen. Es muss hier u.E. grundsätzlich zunächst die Haltung 

gefährlicher Hunde nach § 6 geregelt werden, da sonst nicht geklärt ist, was mit diesen Hunden zu 

geschehen hat, sofern sie nicht zu Schutzzwecken gehalten werden! Richtig wäre etwa die 

Formulierung  

„(1) Das Halten eines Hundes, dessen Gefährlichkeit nach §6 Abs. 1 Satz 3 festgestellt worden ist, 

bedarf der Erlaubnis der Fachbehörde. 

(2) Es ist verboten, Hunde mit dem Ziel einer gesteigerten Angriffslust…(…) Über Ausnahmen 

entscheidet auf Antrag der Halterin oder des Halters die zuständige Behörde nach Maßgabe des § 9 

Abs. 2. 

(3) Einer Erlaubnis nach Abs. 1 bedürfen nicht die Inhaberinnen und Inhaber einer Erlaubnis nach § 

11 des Tierschutzgesetzes…. 

(4) Einer Erlaubnis nach Abs. 2 bedürfen nicht juristische Personen des öffentlichen Rechts… 

(5) Gefährliche Hunde aus privilegierter Haltung im Sinne von Abs. 3 und 4 dürfen an Unberechtigte 

weder weitergegeben noch vermittelt werden. 

Bisheriger Abs. (3) siehe unter Zu § 9. 

 

Zu § 8 

Abs. 1 entfällt (s. Anmerkungen zu §7). Neue Formulierung: 
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(1) Der Antrag auf Erlaubniserteilung nach §7 Abs. 1 ist unverzüglich nach Feststellung der 

Gefährlichkeit des Hundes durch die Fachbehörde zu stellen. Bis zur Entscheidung gilt das Halten und 

Führen des Hundes als erlaubt. Außerhalb…….. 

(2) Der Antrag auf Erlaubniserteilung nach §7 Abs. 2 ist vor Aufnahme der Hundehaltung bzw. vor 

Beginn der Ausbildung zu stellen. 

 

Zu § 9 

(1) Die Erlaubnis nach § 7 Abs. 1 ist nur zu erteilen….. 

(2) Neu: „Die Erlaubnis nach § 7 Abs. 2 kann erteilt werden, wenn nachgewiesen wird, dass die 

Ausbildung zulässigen Schutzzwecken dient und (…. Siehe unter § 7 Abs. 3) 

Rest bleibt! 

 

Zu §§ 10 und 11 

Keine Ergänzungen 

 

Zu § 12 

In Abs. 1 fehlt der Hinweis, wer die Sachkundeprüfung vornimmt (siehe dazu § 2 Abs. 3 Satz 4). 

In Abs. 3 muss es heißen: „für die Standards gilt Abs. 1 Satz 3 entsprechend.“ 

 

Zu § 13 

Auch hier fehlt der Hinweis, wer den Wesenstest vornimmt (siehe dazu wiederum § 2 Abs. 3 Satz 4) 

 

Zu §§ 14-16 

Keine Ergänzungen 

 

Zu § 17 

Für die in Abs. 3 vorgesehene Ermächtigung zur Tötungsanordnung sollten genaue Kriterien 

festgelegt werden, z.B. sollte ein Gremium aus mehreren Fachleuten (Tierärzte, Tierschutzvertreter, 

Hundetrainer etc.) im Einzelfall über eine solche Anordnung entscheiden. 
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Zu § 18 

Abs. (1) : 

6. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 1 das Halten eines Hundes nicht unverzüglich mitteilt, 

7. entgegen § 7 Abs. 1 einen gefährlichen Hund ohne Erlaubnis hält, 

8. entgegen § 7 Abs. 2 einen Hund ohne Erlaubnis ausbildet oder hält, 

9.  entgegen § 8 Abs. 1 einen gefährlichen Hund führt, der nicht angeleint ist oder keinen 

Beißkorb trägt, 

Rest bleibt mit geänderter Nummerierung! 

 

§§ 19-21 

Keine Ergänzungen 
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An 

Hessischer Landtag 

Der Vorsitzende des Innenausschusses 

 

65022 Wiesbaden 

 

z.Hd. Frau Thaumüller 

 

 

 

Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion SPD für ein 

Hessisches Gesetz über das Halten und Führen von Hunden 

(Hessisches Hundegesetz) 

- Drucksache 18/5107 - 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

 

 

Zu A. Problem: 

 

Sinn und Zweck einer Gesetzeseinbringung ist die Auflösung der 

Rasselisten und die intensivere Verpflichtung der Hundehalter. Dies 

ist ein richtiger Schritt. Neben der theoretischen und praktischen 

Sachkundeprüfung scheint mir auch die Registrierung, 

Transponderpflicht und Haftpflichtversicherung ein sinnvoller 

Beitrag, die erwünschten Halterkompetenzen zu beschreiben. 

In die Beschreibung des Problems könnten m.E. noch andere Themen 

aufgenommen werden. Es nützt wenig, immer nur die Hunde oder 

wie beabsichtigt den Halter in die Pflicht zu nehmen. Ich würde in 

der Zukunft vermehrt Bemühungen begrüßen eine organisierte, 

inhaltlich fundierte und öffentliche Aufklärungsarbeit um Hunde, 

Hundehaltung und die erforderlichen Kompetenzen potentieller 
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Halter anzustreben. Dadurch könnten spezielle Themen im Vorwege 

einer Anschaffung transparent gemacht werden. Neben den Haltern 

spielen die Züchter hierbei eine wesentliche Rolle. Auch wenn die 

Frage der genetischen Anteile an einer „Gefährlichkeit“ eines 

Hundes zu diskutieren ist, ist die Tatsache der 

„Verhaltenspotentiale“ mit mehr oder weniger Ausprägung nicht 

diskutierbar! Hier müsste eine Möglichkeit geschaffen werden auch 

Züchter von öffentlicher Seite in die Verantwortung zu bringen. Dies 

allein den Zuchtverbänden zu überlassen, halte ich in Bezug auf 

deren Interesse für kritisch und wenn Sie wollen kontraproduktiv 

einer vernünftigen Neuregelung gegenüber. In vielen Fällen ist es 

absehbar, dass Hunde mit speziellen Potentialen an Halter vermittelt 

werden, die die erforderlichen Kompetenzen in Bezug auf Erziehung 

oder Management des Hundes nicht haben oder erlangen werden. Es 

wäre richtig ein Profil einer zeitgemäßen Hundezucht zu 

entwickeln. Die Züchter in die Pflicht zu nehmen hieße, näher an 

der Wurzel des Zeitgeistproblemes oder –phänomenes 

„Hundehaltung“ zu agieren. Unpopulär aber m.E. notwendig!  

 

 

 

Zu B. Lösung, Punkt 3.: 

 

Hier wird der Gedanke formuliert, gefährliche Hunde, die den 

Wesenstest nicht bestehen, sollen nicht mehr vermittelt werden. 

Was soll dann mit ihnen geschehen? 

Der Gedanke scheint mir für eine bürgernahe, erfolgreiche 

Umsetzung einer Gesetzesänderung sehr kontraproduktiv. Hier wird 

auch dem Anliegen widersprochen Tierschutzaspekten gerecht zu 

werden. Bleibt ein solcher Hund immer im Tierheim, wird er getötet, 

ins Ausland vermittelt? 

Warum soll ein Besitzerwechsel nicht möglich sein? Warum kann 

ein Halter eines solchen Hundes seine Kompetenzen nicht erweitern 

können und seinen Hund zurück bekommen? Ab welchen 

30



Michael Grewe 

CANIS-Zentrum für Kynologie 

_________________________________________________________________________________ 

 

24576 Bad Bramstedt, Jettkamp 1-3 

m.grewe@canis-kynos.de 

Gefährlichkeitsgrades trifft der o.g. Gedanke zu? Gibt es oder wird es 

eine Unterteilung der Gefährlichkeit eines Hundes geben? 

Der Wesenstest ist doch genau das Thema, von dem ein neues Gesetz 

weg wollen sollte. Bei einem Wesenstest spielt die Halterkompetenz 

keine Rolle! Es gibt aber genügend Halter von potentiell gefährlichen 

Hunden, deren Gefährlichkeit im Alltag nicht relevant ist. Diese 

Hunde, die nie auffällig werden, weil die Halter mit ihnen umgehen 

können, würde ohne den Halter den Wesenstest nicht bestehen. 

Hierbei könnten gewisse Rassen dann wieder dominieren.  

Es gibt aus der Vergangenheit ausreichend Belege dafür, dass Hunde, 

die bei einem Halter ihre Gefährlichkeit vorweisen, dies bei einem 

neuen oder anderen Halter nicht tun. Eben weil hier die 

Halterkompetenzen greifen! 

Wesensteste stellen auch immer eine subjektive Beurteilung der 

Hunde dar. Die inhaltliche Struktur von Wesenstesten ist nicht 

einheitlich geregelt. Hier besteht man, dort fällt man durch. Zudem 

ist ein Wesenstest für Hunde wissenschaftlich definitiv nicht haltbar. 

Es ist eine Momentaufnahme! Und Verhalten, speziell soziales 

Verhalten ist zu komplex, als dass Prüfer, mit unterschiedlichen 

Emotionen und unterschiedlichem Wissensniveau hier Gott spielen 

sollten.  

Die Gefährlichkeit eines Hundes lässt sich vom Beißvorfall ableiten. 

Es gibt mittlerweile Auswertungen über Beißintensitäten und 

Beißursachen, die einen Rückschluss auf die Gefährlichkeit des 

Hundes zulassen. Z.B. kann ein Hund einem Kind bei Futter in die 

Hand schnappen. Unschön, aber nicht zwingend gefährlich! Er 

braucht es nie wieder zu tun, hat es nie zuvor getan und die 

Verletzungen beim Kind sind trivial (Kratzer und blaue Flecke). Ein 

anderer Hund jagt einen Menschen, der sich schnell bewegt. Die 

Bissverletzungen gehen in den Nacken- und Kopfbereich und sind 

erheblich. Dies ist zwingend gefährlich. Wiederum ein anderer 

Hund, der von einer fremden Person am Halsband zurück gezogen 

wird, nie vorher gebissen hat, beisst diesen nun direkt in die Hand. 

Biss und Gegenbiss sind deutlich erkennbar. Ist dies gefährlich? 

Dürfen Fremde einen Hund anfassen? 
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Es gibt sicher viele Beispiele für diesen oder jenen Beißvorfall. Die 

Gefährlichkeit eines auffällig gewordenen Hundes ergibt sich aus 

dem Kontext des Beißvorfalles und aus dem Schweregrad der 

Verletzung. Sonst muss der eigentlich ungefährliche Dackel zum 

Wesenstest, weil er geschnappt (Schnappen ist Beißen) hat. Den 

Wesenstest besteht er nicht, weil er und sein Halter einen schlechten 

Tag haben, der Dackel sich wie ein Dackel verhält und der Prüfer 

keine Dackel mag. Der Hund jedoch, der den Menschen gejagt hat, 

besteht den Wesenstest, weil es an diesem Tag, in der Situation des 

Testes keinen Hinweis auf sein kritisches Verhalten gegeben hat oder 

geben konnte. Außerdem mag der Prüfer Malinois.  

Schaffen Sie den Wesenstest ab, machen Sie eine Sichtung des 

Hundes und eine Erörterung des Vorfalles unter Anwendung aller 

Informationen. Dies könnte und sollte eine Gruppe von Fachleuten 

leisten.  

Eine Abschaffung des Wesenstestes ändert nichts an der Erfordernis 

von Auflagen, wie Leinen- und/oder Maulkorbzwang. Abschließend 

müsste die „Gefährlichkeit eines Hundes“ differenzierter und 

fachlich kompetenter definiert werden. 

 

Es darf auch m.E. in der Öffentlichkeit nicht der Eindruck geweckt 

werden, dass es in unserer Gesellschaft in irgendeiner Form eine 

umfassende Lösung für das Problem „beißende Hunde“ gibt. In den 

allermeisten Fällen geschieht ein Unglück, aus menschlichem 

Versagen, für das es keine Vermeidungsformen gibt. Aufklärung, 

gezielte Zucht und Halterkompetenzentwicklung können evtl. dazu 

beitragen Vorfälle zu minimieren 

 

 

Zu Seite 6/7, § 6 und dessen Erläuterungen auf Seite 14/15: 

 

Hunde beißen weder Menschen noch Tiere ohne Anlass! Ob der 

Anlass erkennbar ist oder nicht ist hier gemeint. Wenn ein Anlass 

besteht (fremder Mensch zieht einen Hund am Halsband zurück. Der 

Hund beisst ihm in die Hand!), was dann?  
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Warum nicht ganz klar: Wenn ein Hund gebissen hat oder jemand 

die Vermutung äußert (weil ein Hund ihn im Park angesprungen 

hat), dass dies ein gefahrengeneigtes Hundeverhalten ist, kann man 

dies doch überprüfen und Hund und Halter bis zum Ergebnis der 

Sichtung mit Auflagen versehen. 

„Insbesondere durch ein ungerichtetes Beuteverhalten (Hunde 

verhalten sich nicht wie Beute!) oder durch ein erweitertes 

Beutespektrum (auch Bälle?)...! 

Schön ist es, dass Beutefangverhalten hier in einem Gesetz erstmalig 

mitbedacht wird. Die m.E. richtigen Formulierungen sind hier: 

„Wenn ein Hund einen Menschen oder ein Tier gebissen hat oder 

gefahrengeneigtes Verhalten zeigt, sei es durch nicht 

situationsadäquates Aggressionsverhalten oder nicht angebrachtes 

Beutefangverhalten...“ Da ist alles drin und die Begriffe sind 

fachlich richtig! 

 

Der Begriff der „Sozialverträglichkeit“ impliziert bei vielen 

Menschen eine falsche Verhaltensvorstellung von Hunden. Auch 

Hunde, die sich aggressiv mit dem einen Hund auseinandersetzen, 

können mit dem anderen Hund ganz anders agieren. Hier sollte 

auch differenziert Sozialverträglichkeit Menschen gegenüber oder 

anderen Tieren bzw. Hunden gegenüber definiert werden. Hunde 

regeln Konflikte anderes als Menschern (als die meisten Menschen!). 

Zu ihrem Vokabular gehört es zwingend, dass aggressives Verhalten 

genutzt werden kann. Auch hier spielt der Begriff des 

situationsadäquaten Verhaltens eine entscheidende Rolle. Gibt es 

schwere Verletzungen? Ein Hund, der z.B. einen anderen Hund 

bedroht, weil ihm dieser zu dicht kommt, der andere aber nicht mit 

Abstand nehmen reagiert, sondern mit vermehrter Nähe, kann dem 

Drohen durchaus Beißen folgen lassen. Hier spielen dann Art und 

Schweregrad der Bissverletzung, wenn überhaupt vorhanden, eine 

Rolle. Sucht ein Hund aktiv andere Hunde auf, um diese zu beißen 

und zu verletzen? Ein ganz wichtiger Aspekt einer Beurteilung! 

Auch hier gibt ein Wesenstest keinen Aufschluss darüber, ob der 
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Vorfall situationsadäquat war oder nicht. Eine Sichtung des Hundes 

unter Berücksichtigung des Vorfalles geben Aufschluss. 

 

Dann berufen Sie sich auf Seite 14, § 6 auf „wissenschaftliche 

Erkenntnisse“ in Bezug auf die Gefahrenvermutung einiger Rassen. 

Dass dies eben wissenschaftlich nicht haltbar sei. Auf Seite 15 

arbeiten Sie dann mit Begriffen wie: natürliches Maß, kampfbereit, 

angriffslustig und scharf. Ihr Anliegen ist richtig, die Begriffe sind 

falsch und alles andere als wissenschaftlich! 

Das natürliche Maß ist bei Hunden so nicht vorhanden, wie bei 

wildlebenden Caniden. Rassehundezucht und 

Gebrauchshundezucht haben das natürliche Maß, derart 

manipuliert, dass eine Norm, mit der man beurteilen kann, nicht 

vorhanden ist. Terrier und Shelties sind und verhalten sich nicht 

gleich in Bezug auf ihr aggressives Inventar. Sollen sie auch gar 

nicht. Welcher von beiden verhält sich natürlich in Bezug auf das 

Maß, sich aggressiv zu verhalten? 

Kampfbereit ist dann wohl eher die Eingreiftruppe der Bundeswehr. 

Mit Hunden und wissenschaftlicher Orientierung in einem 

Gesetzgebungsverfahren hat es absolut nicht zu tun. 

Angriffslust impliziert Spaß bei einer ernsten Sache und beide 

Begriffe sollen gesteigerte Motivation für aggressives Verhalten 

beschreiben. Eine gesteigerte Motivation sich aggressiv zu verhalten 

kann man dann tatsächlich bei allen Hunden/Rassen/Typen 

finden. Je nach Einzelfall! 

Schärfe hingegen findet man bei Peperoni. Sie wird sogar in 

Maßeinheiten gemessen. Bei Hunden gibt es so etwas nicht. Es bleibt 

die im Einzelfall erkennbar gesteigerte Motivation für aggressives 

Verhalten. 

Die Begriffe Kampfbereitschaft, Angriffslust  und Schärfe haben mit 

der längst überholten Terminologie militärisch organisierter 

Hundeausbildung im Schutzhundebereich zu tun.  

 

Es fällt mir schwer, die Gleichbehandlung von Hunden in Bezug auf 

ihre tatsächliche Gefährlichkeit nachzuvollziehen. Ein Mops kann 
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aus der gleichen Motivation wie ein Dt. Schäferhund sich aggressiv 

verhalten oder unangebracht jagen. Bei näherer Betrachtung, der 

Sichtung des Einzelfalles, kann man u.U. feststellen, dass der Dt. 

Schäferhund einen Menschen dabei schwer verletzt hat, der Mops 

hingegen nur leichte Kratzer vermittelt hat. Dies gilt für eine 

Vielzahl von Schoßhunden. Sie können es zwar so meinen, wie die 

Großen aber nicht annähernd einen solchen Schaden anrichten. Ist 

der Mops tatsächlich genauso gefährlich, wenn er gebissen oder 

versucht hat zu beißen, wie der Dt. Schäferhund? Wohl kaum. Hier 

geht es nicht ums für oder wider bestimmter Rassen. Es geht 

vielmehr darum zu beurteilen, was denn genau geschehen ist. Statt 

Dt. Schäferhund könnte ich auch Mischling mit Möglichkeiten 

schreiben. 

 

 

Zu Seite 7, §7 und dessen Erläuterungen Seite 15: 

 

Ganz richtig formulieren Sie ein Verbot, Hunde mit dem Ziel einer 

gesteigerten Motivation (s. Begriffe oben) sich aggressiv gegen 

Menschen zu verhalten auszubilden. Auch sollte es verboten sein, 

Hunde über eine jagdliche Motivation dahingehend auszubilden, 

dass sie am Ende Menschen beißen. Sonst könnte dem Gesetz 

entnommen werden, dass Aggressionsverhalten das größere Problem 

ist und der Mensch bringt seinen Hund über jagdliche Motive zum 

Beißen. Siehe Beutefangverhalten. 

Nicht nachvollziehen kann ich auf Seite 15, dass der 

Schutzhundesport des VDH anerkannt und erlaubt ist. Wer hat das 

denn veranlasst? Die Anerkennung und Erlaubnis? Der VDH sich 

selbst? Muss ja wohl. Mir ist auf jeden Fall nicht bekannt, dass es 

eine andere Institution oder sonstige Behörde gibt, die Privatleuten 

(den Mitgliedern und Schutzhundsportlern des VDH und anderen 

Einrichtungen, die sich mit Schutzhundsport beschäftigen), zum 

Teil unter 18 Jahren die Erlaubnis gegeben hat, genau das zu tun, 

was dieses neue Gesetz unter Verbot stellen will. Hunde über 
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gesteigertes aggressives Verhalten und Beutefangmechanismen zum 

Beißen von Menschen auszubilden. Aus sportlichen Gründen? 

Es gibt eine Menge vernünftiger Hundesportler, die den 

Schutzdienstsport mit ihrem Hund kompetent betreiben. Ich habe 

auch gar nichts gegen diese Form des Sportes. In Bezug auf ihren 

Versuch einer neuen Gesetzgebung allerdings stellt es für mich einen 

schwer zu begründenden Widerspruch dar. Eine Privatperson darf 

das nicht, eine Privatperson im Verein (VDH) darf das? Anders als 

bei Sportschützen, die sich in Vereinen organisieren, deren Vereine 

strenge und strenger werdende Auflagen zu erfüllen haben und von 

unabhängigen Einrichtungen überprüft werden, überprüft der VDH 

sich selbst, wenn überhaupt. Hier werden Hunde mit System zu einer 

Gefährlichkeit gebracht, die gesellschaftlich anerkannt ist, die 

anderen aber nicht? Ich finde das zumindest bedenkenswert. 

 

 

Schön und gelungen finde ich es, bei Sachkunde bzw. Wesenstests 

(kritisch) den VDH, die TÄK, den Tierschutzverband sowie die 

Berufsverbände der Hundetrainer geschlossen zu betrachten. 

 

In der Hoffnung, ihren Gesetzesentwurf mit kompetenten Aspekten 

erweitert zu haben, verbleibe ich 

 

 

mit freundlichem Gruß 

 
 

Michael Grewe, 10.08.2012 
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Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Hessisches 
Gesetz über das Halten und Führen von Hunden (Hessisches Hundegesetz)  

- Drucks. 18/5107 - 
des Deutschen Kinderschutzbundes Landesverband Hessen e. V. 

 
 

Im Gesetzentwurf über das Halten und Führen von Hunden wird herausgestellt, dass der 
Hund als Partner des Menschen vielerlei Funktion ausübt. Dem stimmen wir zu.  
Sicherlich ist es richtig, dass die Beziehung zwischen Mensch und Hund das Verhalten 
zueinander prägt, aber auch Auswirkungen auf das Verhalten gegenüber Dritten hat.  
Aus dieser Sicht, ist es konsequent zu argumentieren, dass Menschen dazu geschult 
werden müssen, welche Grundvoraussetzungen notwendig sind, damit Mensch und 
Hund miteinander und in der Beziehung zu Dritten so auftreten, dass keine Gefahr vom 
Hund ausgeht. Geht man also davon aus, dass die Haltung des Hundes starken Einfluss 
auf eventuell gefährliches Verhalten des Hundes hat, so müssen die Halter aller 
Hunderassen einbezogen werden. Die bestehende Gefahrenverordnung berücksichtigt 
diesen Aspekt lediglich bezogen auf die Neuanschaffung eines Hundes, nicht aber auf 
die schon in Haushalten lebenden Hunde und ist somit aus unserer Sicht nicht 
ausreichend.  
 

Allerdings geben wir zu bedenken, dass es in der Praxis außerordentlich schwierig sein 
wird, dass alle Hundehalter vor der Anschaffung eines Hundes eine theoretische 
Sachkundeprüfung ablegen. Trotz dieser Schwierigkeiten begrüßen wir die Einführung 
einer Sachkundeprüfung im Rahmen einer wie in anderen Bundesländern und anderen 
Ländern vorgeschriebenen zwei- bis vierstündigen Schulung. Dies ist ein geringer 
Zeitaufwand, wenn man bedenkt, wie viel Zeit später für den Hund zur artgerechten 
Haltung aufgebracht werden muss.  
Wir wissen alle, dass bei vielen Hundebesitzern bei der Anschaffung eines Hundes im 
Vordergrund steht etwas „kleines, süßes zum Schmusen, Spielen und als Gesellschaft“ 
zu haben. Eventuelle Schwierigkeiten bei der entsprechenden artgerechten Versorgung 
und Erziehung (die notwendig sind, um dauerhaft Freude mit ihm zu haben) wie dem 
Ausmaß an nötiger Zeit und Fürsorge werden oft nicht bedacht. Hier kann es nur nützlich 
sein, eine Sachkundeprüfung einzuführen, die auch verdeutlicht, dass ein Hund kein 
Spielzeug oder Zeitvertreib ist, sondern ein Partner des Menschen, der Ansprüche hat 
und für den der Mensch Verantwortung übernehmen muss. Die bisherigen Auflagen der 
Registrierung, der Hundesteuer und der Abschluss der Haftpflichtversicherung reichen 
nicht aus, um zu gewährleisten, dass die Allgemeinheit ausreichend vor aggressiven 
Hunden geschützt wird. 
 

Gerade mit Blick auf Kinder ist es notwendig, dass Hunde friedfertig sind und Kinder 
keine Angst vor Hunden haben müssen. Kinder können durch Hunde, die sich 
angemessen verhalten, erfahren, wie wertvoll die Gemeinschaft mit einem Hund sein 
kann. Sie können lernen für ein Tier Verantwortung zu übernehmen und auch die 
Fürsorgepflichten, die ein Hund mit sich bringt, können gemeinsam mit den 
Erwachsenen eingeübt werden.  
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Es ist aus unserer Sicht richtig, wenn das Führen von Hunden an der Leine erst Kindern 
ab 14 Jahren erlaubt werden soll, denn jeder Hund braucht eine sichere und feste Hand 
an der Leine, die bei zu jungen Kindern nicht gegeben ist. Auch die Überprüfung der 
persönlichen Eignung der erwachsenen Halter ist uns wichtig, denn gerade Personen, die 
zu besonderen Verhaltensauffälligkeiten neigen, können mit einem Hund ein doppeltes 
Gefahrenrisiko für Kinder darstellen.  
 

Die Vorlage enthält weiterhin die besonderen Auflagen für Hunde, dessen Gefährlichkeit 
nach § 6 festgestellt wurde. Das muss auch so bleiben. Hier darf es zur Sicherheit der 
Kinder und anderer Personen zu keiner Lockerung kommen.  
 

Da es sich bei der Vorlage um ein Hessisches Gesetz handelt, ist sicher zu stellen, dass 
Personen, die aus anderen Bundesländern nach Hessen ziehen, über die Gesetzeslage 
informiert werden und entsprechend der Gesetzeslage auch die entsprechenden 
Sachkenntnisse nachweisen müssen. In § 2 (7) wird aufgeführt, dass auch derjenige 
Sachkenntnisse besitzt, der seit zwei Jahren ununterbrochen ohne Beanstandung einen 
Hund gehalten oder betreut hat. Hier sehen wir eine gewisse Diskrepanz zwischen dem 
Anliegen des Gesetzes die Gefahrenordnung für alle Hunde unabhängig ihrer Rasse zu 
öffnen und dem „Unwissen“ über das Wesen eines Hundes, bei dem seit zwei Jahren 
keine „gemeldete Beißattacke“ vorliegt. Dies wird in den meisten Fällen der Hunde der 
Fall sein und trotzdem können diese Hunde gefährlich für Kinder werden.  
Hier sollte unseres Erachtens darauf gedrängt werden, dass eine Sachkundeprüfung 
durchgeführt wird, die auch zum Ergebnis haben könnte, dass eine Hundeschule 
besucht werden müsste. Nur so kann zeitnah gewährleistet werden, dass das Halten von 
Hunden unabhängig ihrer Rasse entsprechend der Gefahr, die vom Hund ausgehen kann, 
eingestuft werden.  
 

Der Deutsche Kinderschutzbund begrüßt die neue Verordnung im Sinne der höheren 
Sicherheit für Kinder in der Öffentlichkeit, aber auch im privaten Umfeld im 
gemeinsamen Leben mit Kindern und Hunden in einem Haushalt.  
 
 
Friedberg, den 13.08.2012 
 
 

 
Verone Schöninger 
Landesvorsitzende 
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Stellungnahme 

Zum Gesetzentwurf der SPD-Fraktion 

für ein Hessisches Gesetz über das Halten von Hunden 
 
Inhaltsübersicht 
 
1. Einleitung 
2. Allgemeine Anregungen 
3. Regelung zur Haftpflichtversicherung 
 
 
Zusammenfassung 
 

Die Versicherungswirtschaft begrüßt die gesetzgeberische Initiative 
zur Verbesserung der Gefahrenabwehr und der Gefahrenvermei-
dung zum Schutz der Bevölkerung vor Gefahren durch Hunde mit 
dem vorliegenden Gesetzentwurf. Insbesondere die hohen rechtli-
chen Anforderungen an die Qualifikation für die Haltung und Obhut 
sowie die Erweiterung möglicher behördlicher Abwehrmaßnahmen 
wird ausdrücklich befürwortet.  
 
Bezüglich der vorgesehenen Einführung einer Pflichthaftpflichtversi-
cherung für die Halter aller Hunde bestehen jedoch Bedenken. So 
stellt eine gesetzlich vorgeschriebene Haftpflichtversicherung kein 
geeignetes Mittel zur Gefahrenprävention und Förderung von Risiko-
bewusstsein dar. Vor allem aber ist die Umsetzung einer Pflichtversi-
cherung im Rahmen uneinheitlicher Landesgesetzgebungen für die 
Versicherungswirtschaft nur schwer möglich. Wir sprechen uns da-
her stattdessen für eine Initiative zur Vereinheitlichung der Landes-
gesetze aus. Insoweit unterstützen wir es allerdings ausdrücklich, 
dass durch diesen Entwurf die Vereinheitlichung der Landesgesetz-
gebung durch inhaltliche Anlehnung an die vor kurzem in Kraft getre-
tenen Hundegesetze der Bundesländer Niedersachsen und Thürin-
gen deutlich vorangebracht wird. 
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Versicherungswirtschaft e. V. 
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1. Einleitung 

Der vorliegende Entwurf für ein Hessisches Gesetz über das Halten von 

Hunden wird von der Versicherungswirtschaft in vielerlei Hinsicht begrüßt. 
So bietet dieser Entwurf gute Ansätze, die bestehende Problematik der 
Gefährdung durch Hunde mit der Einführung zielführender Instrumentari-
en wirksam zu begegnen. Dabei ergänzen sich hunde- und halterbezoge-
ne Kriterien, mit denen die Bestimmung gefährlicher Hunde und der Um-
gang mit ihnen festgelegt werden. Insbesondere begrüßen wir, dass aktu-
elle Impulse anderer Landesgesetzgeber aufgegriffen werden und sich 
damit eine wünschenswerte Annäherung der landesrechtlichen Vorschrif-
ten vollzieht. 
 
Vor allem hinsichtlich der halterbezogenen Regelungen möchten wir her-
vorheben, dass die Versicherungswirtschaft die strengen Anforderungen 
an die Halterqualifikation wie die Zuverlässigkeit und die Sachkunde als 
sinnvoll und effektiv ausdrücklich befürworten. Dies gilt auch für die Erwei-
terung dieser Reglementierung der Persönlichkeitsanforderungen auf die 
Person vorübergehender Obhut oder zum Ausführen des Hundes. Denn 
oft greift die Regelung zum Hundehalter zu kurz, die die Vielzahl tatsäch-
lich betreuender Personen nicht erfasst. Denn auch aus unserer Scha-
denerfahrung sind es vor allem die sachgerechte Haltung und verantwor-
tungsvolle Ausübung der Halterfunktion bzw. das Führen des Hundes, die 
das Gefahrenpotenzial aggressiver Hunde signifikant mindern können. In 
diesem Zusammenhang begrüßen wir, dass der Gesetzesentwurf auf die 
Einführung einer sog. Kampfhundeliste verzichtet und sich auf die Fest-
stellung tatsächlicher Anhaltspunkte konkreter Gefährlichkeit konzentriert. 
Denn die Erfahrung hat gezeigt, dass Rottweiler, Dobermann und Schä-
ferhund als beißfreudig erkannte Rassen nur selten oder überhaupt nicht 
in Rasselisten einzelner Bundesländer erwähnt werden, trotz anderslau-
tender Schadenerfahrungen. Als weitere auf den Hund bezogene Gefah-
renvorsorge werden auch der Leinenzwang und die Option des Wesens-
tests ausdrücklich begrüßt. 
 
Der vorliegende Gesetzentwurf vertritt mit diesen sachgerechten Rege-
lungsansätzen zur Verbesserung der Gefahrenabwehr im Zusammenhang 
mit Hunden nicht nur das Interesse der Bevölkerung, sondern auch die 
der Versicherungsgemeinschaft und der Versicherungswirtschaft. Aller-
dings möchten wir in diesem Zusammenhang anmerken, dass nicht nur 
die Anforderung an den Halter gefährlicher Hunde hoch ist, sondern auch 
an die Verwaltung. Für die Wirksamkeit der Vorschriften ist es daher von 
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großer Bedeutung, dass die gesetzlich reglementierten Pflichten auch 
behördlich überprüft und durchgesetzt werden müssen. Wir begrüßen 
daher, die Erweiterung des Kataloges möglicher behördlicher Maßnahmen 
zur Durchsetzung der Gefahrenabwehr und der Sanktionsinstrumentarien 
für Pflichtenverstöße. 
 
 
2. Allgemeine Anregungen 

Im Einzelnen haben wir zur Ausgestaltung des Gesetzeswortlauts folgen-
de konkrete Anmerkungen.  
 
So wird unter § 2 Abs. 2 des Entwurfs die Ausgestaltung des Sachkunde-
nachweises geregelt. Dabei erscheinen uns die gesetzlichen Vorgaben 
aus verschiedenen Gründen problematisch. Die gewählte Formulierung 
zwischen theoretischer und praktischer Sachkunde ist gegenüber den 
Gesetzestexten anderer Bundesländer nur sehr schwer verständlich. Zum 
einen fehlt es an konkreten Regelungen zum praktischen Sachkunde-
nachweis. Zum anderen erscheinen die Anforderungen an diesen Nach-
weis unklar, wenn es unter § 2 Abs. 2 S. 5 heißt: „Die theoretische Sach-
kundeprüfung und die praktische Sachkundeprüfung hat bestanden, wer 
die Gegenstände der Prüfung im Wesentlichen beherrscht.“ Hier ist zu 
befürchten, dass die Standards des Nachweises aufgeweicht werden 
könnten. 
 
Schließlich möchten wir zu bedenken geben, dass der Sachkundenach-
weis erst binnen 1 Jahres bzw. später (praktische Sachkundeprüfung) 
erbracht werden muss. Zumindest für gefährliche Hunde dürfte dieser 
Zeitraum zu lang sein. Hinzu kommt, dass gem. § 2 Abs. 7 Nr. 1 des Ent-
wurfes die erforderliche Sachkunde bereits durch 2 Jahre Hundehaltung 
unterstellt werden soll. Dies berücksichtigt u.E. zum einen nicht hinrei-
chend, dass der Sachkundenachweis darauf gerichtet ist, vorsorglich brei-
tes Wissen über Hundehaltung und Gefahrensituationen zu vermitteln und 
auf diesem Wege der Erfahrung gefährlicher Situationen vorbeugen und 
den Halter in die Lage versetzen soll, über seine individuelle Einschätzung 
hinaus qualifizierte Hundehaltung zu gestalten. Überdies erscheint die 
Frist für den Sachkundenachweis und die nach 2 Jahren einsetzende 
Vermutung von Sachkunde einer Umgehung dieser Pflicht Vorschub zu 
leisten. 
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Insgesamt regen wir daher anstelle des vorliegenden Konzeptes die Ein-
führung eines Hundeführerscheins an.  
 
 
3. Regelung zur Pflichthaftpflichtversicherung 

In § 4 des Gesetzentwurfes ist die Einführung einer Pflichthaftpflichtversi-
cherung für Halter aller Hunde vorgesehen. Die dort geregelte obligatori-
sche Haftpflichtversicherung zur Deckung der durch das Tier verursachten 
Personen- und Sachschäden soll eine Mindestversicherungssumme in 
Höhe 500.000 € für Personenschäden und in Höhe von 250.000 € für 
Sachschäden bieten und vor Erteilung der Erlaubnis zur Haltung eines 
solchen Tieres abgeschlossen und für die Dauer der Haltung des Tieres 
aufrechterhalten werden.  
 
Dazu möchten wir folgende Überlegungen zu bedenken geben: 
Bereits in vielen anderen Bundesländern wurden Pflichthaftpflichtversiche-
rungen allerdings vorwiegend für die sog. Kampfhunde eingeführt. Dabei 
hat sich gezeigt, dass die im Entwurf ausdrücklich hervorgehobene Ziel-
setzung einer Präventionswirkung und der Förderung von Risikobewusst-
sein durch die Einführung einer gesetzlichen Versicherungspflicht nicht 
erzielt werden kann. Als sehr viel wirkungsvoller erweist sich in diesem 
Zusammenhang Ordnungswidrigkeitenrecht. 
 
Überdies bestehen bezüglich der Einführung einer solchen Pflichthaft-
pflichtversicherung seitens der Versicherungswirtschaft prinzipielle Be-
denken. So vermag eine Versicherungspflicht allein nicht das Bewusstsein 
bezüglich eines bestehenden Risikos zu erhöhen. Im Gegenteil lässt sich 
vielfach beobachten, dass die zwangsweise verordnete Versicherungs-
pflicht eine gewisse Achtlosigkeit provozieren könnte. D.h., dass die Ein-
führung einer Pflichtversicherung keinen aufklärenden Charakter haben 
kann und daher nicht dazu dient, den verantwortungsbewussten Umgang 
mit dem Tier zu fördern. Im Vordergrund müssen daher die Aufklärung 
und die Förderungen von Risikobewusstsein der Hundehalter stehen. Hin-
zu kommt, dass die durch das VVG sehr eng vorgegebenen rechtlichen 
Rahmenbedingungen für Pflichtversicherungen eine auf den Einzelfall 
zugeschnittene Vertragsgestaltung behindert oder überhaupt nicht zulässt.  
 
Wenn jedoch an der Einführung einer gesetzlichen Versicherungspflicht 
für die Halter von Hunden gleichwohl festgehalten werden sollte, wäre 
dies aus Sicht der Versicherungswirtschaft nur sinnvoll, eine solche Rege-
lung im Rahmen einer einheitlichen Ausgestaltung für alle Bundesländer 
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vorzunehmen. Denn erst eine einheitliche Regelung wird für den Verbrau-
cher nachvollziehbar und bietet dem Hundehalter bei Überschreiten der 
Landesgrenzen hinreichende Rechtssicherheit und Praktikabilität für ihren 
Versicherungsschutz. Überdies erlaubt erst eine solche Vereinheitlichung 
den Versicherern eine effektive und gute Handhabung der gesetzlichen 
Vorgaben, insbesondere der damit verbundenen Meldevorgaben. Gleich-
zeitig erlaubt erst eine bundesweite Umsetzung der Versicherungswirt-
schaft gesetzgeberischen Zielsetzungen durch die Gestaltung von Versi-
cherungsverträgen zu fördern. Denn die bundesweit zu vertreibenden 
Versicherungsverträge unserer Mitgliedsunternehmen können nur bun-
deseinheitliche Rechtsansätze sachgerecht abbilden. Eine nach Bundes-
ländern variierende Versicherungspflicht kann allein schon technisch im 
Rahmen der damit verbundenen Versicherungsnachweise und Meldungen 
nicht umgesetzt werden.  
 
Wir möchten daher an dieser Stelle besonders hervorheben, dass der 
GDV daran arbeitet, mit einer Initiative zu einem runden Tisch eine Ko-
operation zwischen den Bundesländern zu fördern und eine Vereinheitli-
chung der gesetzlichen Parameter und Versicherungsvorschriften voran-
zubringen. Wir möchten daher die Bundesländer auffordern, an dieser 
Initiative mitzuwirken und eine Vereinheitlichung der Hundegesetze zu 
ermöglichen. 
 
In diesem Zusammenhang möchten wir aber nochmals ausdrücklich be-
grüßen, dass der Entwurf schon einen ersten Beitrag zur Vereinheitli-
chung der Rechtslage bietet, indem die Regelungen sich eng an die vor 
kurzem in Kraft getretenen Vorschriften der Hundegesetze aus Nieder-
sachsen und Thüringen anlehnt. 
 
Zur Klarstellung sollte in dieser Regelung der Versicherungssummen vo-
rangestellt werden, dass diese für ein Versicherungsjahr zur Verfügung 
stehen sollen. Darüber hinaus erscheint die vorgesehene Summe für Per-
sonenschäden etwas knapp bemessen. Hier scheint eine Versicherungs-
summe von 1 Mio. € für das laufende Versicherungsjahr empfehlenswert.  
 
Problematisch erachten wir schließlich die offene Regelung der zuständi-
gen Stellen zur Meldung der Beendigung des Versicherungsverhältnisses 
iSd § 117 VVG. Die Unsicherheit und der erhebliche Verwaltungsaufwand 
für die Ermittlung der „zuständigen Gemeinde“ erachten wir als unzumut-
bar. In der Praxis zeigt sich bei ähnlichen Regelungsansätzen anderer 
Bundesländer, dass die Versicherungsunternehmen von der Meldung der 
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Beendigung des Versicherungsverhältnisses absehen. Damit ist aber 
niemandem gedient. Wir schlagen daher vor, gesetzlich eine zentrale 
Meldestelle einzurichten. Wäre dies nicht möglich sein, sollte das Land 
unbedingt eine aktuelle Liste der zuständigen Meldestellen nach Maßgabe 
der konkreten Postleitzahlen vorhalten. 
 
 
Berlin, den 26.10.2011 
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Landesjagdverband Hessen e.V. • Postfach 16 05 • 61216 Bad Nauheim 

 
Hessischer Landtag 
Postfach 33 40 
 
65022 Wiesbaden 
 
 
 
Ausschließlich per Mail 
H.Thaumueller@ltg.hessen.de 
 
 
Az.: Datum 
Mi/Tü 13.08.2012 
 
 
 
Mündliche Anhörung im Innenausschuss und im Ausschuss für Umwelt, Energie, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für 
ein Hessisches Gesetz über das Halten und Führen von Hunden (Hessisches 
Hundegesetz) -Drucksache 18/5107- 
Ihr Aktenzeichen: I A 2.6 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu dem vorgenannten Gesetzentwurf nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Einleitend halten wir fest, dass die durch Jäger geführten Jagdgebrauchshunde in dem jetzt 
vorliegenden Gesetzentwurf keine direkte Erwähnung finden. Insoweit sei darauf 
hingewiesen, dass die Hessische Jägerschaft hinsichtlich der jetzt geforderten 
Voraussetzungen für das Halten und Führen von Hunden bereits seit Jahrzehnten mit gutem 
Beispiel vorangeht. So ist der brauchbare Jagdhund, auch bereits als Welpe und auch in der 
Ausbildung befindlich, über die Jagdhaftpflichtversicherung mitversichert. Der 
Versicherungsumfang betrifft dabei nicht nur den jagdlichen sondern auch den privaten 
Bereich. 
 
Die Einführung einer allgemeinen Haftpflichtversicherung auch für andere Hundehalter wird 
daher begrüßt. 
 
Zur Frage der Sachkunde gemäß § 2 des Gesetzentwurfes wird in § 2 Abs. 3 Satz 1 darauf 
abgestellt, wer die Standards für die Sachkundeprüfungen festlegen möge. Dabei werden die 
Berufsverbände der Hundetrainer mit erfasst. Hier sollte klargestellt werden, welcher 
Berufsverband gemeint ist bzw. welche Qualifikation an einen solchen Hundetrainer zu stellen 
ist. Insoweit würde es auch der Landesjagdverband Hessen begrüßen, beratend mit 
eingebunden zu werden. 
 
Die gleichlautende Argumentation betrifft insoweit auch den § 13 Abs. 1. 
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§ 2 Abs. 7 sollte um die Ziff. 5 wie folgt ergänzt werden: 
 
„Die erforderliche Sachkunde besitzt auch, wer die Jägerprüfung mit Erfolg abgelegt hat.“ 
 
Begründung: Nach der für die Jägerprüfung in Hessen geltenden Prüfungsordnung sowie dem 
dazu ergangenen Ausbildungsrahmenplan nimmt die Schulung und Prüfung zu Fragen der 
Haltung und Führung von Jagdhunden einen nicht unerheblichen Teil des Leistungsspektrums 
ein. Die Unterrichtung umfasst dabei nicht nur jagdspezifische Inhalte, sondern insbesondere 
auch die in § 2 Abs. 2 Nr. 1 – 5 genannten Merkmale. Darüber hinaus hat der Teilnehmer 
eines Vorbereitungskurses zur Jägerprüfung auch im Rahmen der praktischen Unterweisung 
an einer Jagdgebrauchshundeprüfung oder deren praktischer Demonstration teilzunehmen. 
 
Es erscheint daher auch nicht geboten, bei der jeweiligen Neuanschaffung eines 
Jagdgebrauchshundes eine nochmalige Sachkundeprüfung im Sinne des § 2 absolvieren zu 
müssen. 
 
Im Übrigen sollten die Jagdgebrauchshunde den Diensthunden gleichgestellt werden, da die 
Jagdausübung im Sinne des Hessischen Jagdgesetzes öffentlicher Auftrag ist und 
insbesondere die Wildbestände den Möglichkeiten und der Leistungsfähigkeit des Naturraums 
angepasst sein müssen und damit im Rahmen der Jagdausübung auch der Einsatz 
brauchbarer Jagdhunde gemäß § 28 Hessisches Jagdgesetz vorgeschrieben ist. Darüber 
hinaus ist die Jägerschaft auch im Bereich von Verkehrsunfällen verpflichtet, verletztes Wild 
mit entsprechend brauchbaren Hunden aufzufinden, § 27 Abs. 1 Hessisches Jagdgesetz. In 
Anerkennung dieser Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben gelangen auch immer mehr 
Kommunen zu der Auffassung, den brauchbaren Jagdhund von der Hundesteuerpflicht zu 
befreien. Die Anerkennung als brauchbarer Jagdhund im Sinne des § 28 Abs. 1 Hessisches 
Jagdgesetz bedingt, dass mit dem Hund eine entsprechende Leistungsprüfung bzw. die 
Brauchbarkeitsprüfung für das Land Hessen bestanden wurde. In diesem Zusammenhang ist 
es zusätzlich zu den jagdpraktischen Ausbildungsbereichen des Hundes notwendig, dass der 
Hund auch allgemeinen Gehorsam zeigt (z.B. Gehorsam auf Pfiff und Zuruf oder Zeichen, 
Leinenführigkeit). 
 
Zu § 5 Abs. 1 sollte folgende Erweiterung aufgenommen werden: 
 
„Insbesondere sind Hunde in der Brut- , Setz- und Aufzuchtzeit wildlebender Tiere im Feld- 
und Waldbereich an der Leine zu führen, es sei denn, dass sie zur befugten Jagdausübung, 
als Diensthunde von Behörden, als Hunde des Rettungsdienstes oder Katastrophenschutzes 
oder Herdengebrauchshunde eingesetzt werden bzw. ausgebildete Blindenführhunde sind.“ 
 
Die Aufnahme einer solchen Regelung dient besonders dem Natur- und Artenschutz.  
Gleichzeitig ist § 18 um eine entsprechende Bußgeldvorschrift zu erweitern. 
 
Zu § 5 Abs. 3 sollte eine Ergänzung erfolgen: 
 
„Dies gilt nicht für Diensthunde von Behörden, Hunde des Rettungsdienstes oder 
Katastrophenschutzes, Blindenführhunde, Herdengebrauchshunde und Jagdgebrauchshunde, 
sofern diese aufgrund ihres speziellen Einsatzbereiches im Einzelfall eine solche 
Kennzeichnung nicht tragen können.“ 
 
Mit freundlichen Grüßen  

 
Dietrich Möller 
Präsident LJV Hessen 
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